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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die Drogenfachleute reagierten erleichtert, bedauerten aber die geringe
Teilnehmerzahl, da damit kaum schlüssige Resultate erreicht werden könnten. Die
Städte Basel, Bern, Freiburg, St. Gallen, Solothurn, Zug und Zürich meldeten umgehend
ihr Interesse an, mindestens einen Versuch mit harten Drogen durchzuführen. Der
Beginn der Versuche wurde auf Herbst 1992 in Aussicht gestellt. Der Erlass der
entsprechenden Verordnung verzögerte sich jedoch bis Ende Oktober, so dass
frühestens 1993 damit gestartet werden kann. Die vom Bundesrat gesetzten
Rahmenbedingungen lassen 13 Versuche zu, fünf davon mit Heroin. In die
Heroinversuche können nur schwerstabhängige, verelendete oder sich prostituierende
Drogensüchtige einbezogen werden, welche volljährig und seit mindestens zwei Jahren
nachweisbar drogenabhängig sind sowie mindestens zwei gescheiterte Entzüge hinter
sich haben und für andere Therapieprogramme nicht in Frage kommen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.05.1992
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Acht Städte – Basel, Bern, Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, Winterthur und Zürich –
liessen von einer Beratungsfirma einen Vergleich ihrer Sozialhilfe anstellen. Die
Untersuchung kam zum Schluss, dass sich die Probleme in allen diesen Städten ähnlich
stellen: Die Kosten sind im letzten Jahrzehnt erheblich gestiegen, scheinen sich nun
aber zu stabilisieren. Es zeigte sich aber auch, dass ein Vergleich schwierig ist, da die
Systeme von Kanton zu Kanton, oft sogar noch von Ort zu Ort verschieden sind. Die
sogenannte Sozialhilfedichte (Anteil der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger an
der Gesamtbevölkerung) liegt im Mittel der acht Städte bei 5,4%. Biel als Stadt mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit wies mit 7,5% den höchsten, Winterthur mit 3,6% den
tiefsten Wert aus. Kinder und Jugendliche waren überall etwa doppelt so häufig von der
Sozialhilfe abhängig wie Erwachsene. Eine wichtige Kennzahl im Vergleich der
Fürsorgeämter ist die Dauer der Sozialhilfeabhängigkeit, da sie Auskunft über die
Effizienz der getroffenen Integrationsmassnahmen gibt. In Basel wurde mit 39,4% der
höchste Anteil von Sozialhilfeempfängern mit einer Bezugsdauer von mehr als drei
Jahren festgestellt; am günstigsten schnitt Biel mit 20,8% Prozent ab. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

Die gute Konjunktur entschärfte die finanzielle Situation der öffentlichen Sozialhilfe
2006 erneut. Wie die Städteinitiative Sozialpolitik mitteilte, sank in fünf von acht
Schweizer Städten die Zahl der Sozialfälle. Wo die Fallzahlen noch stiegen, schwächte
sich die Zunahme immerhin deutlich ab. In Zürich, Basel und Winterthur sanken die
Zahlen um 1,5%, in den Städten Schaffhausen und Uster sogar um rund 7%.
Zugenommen haben die Fallzahlen lediglich in Bern, St. Gallen und Luzern. Die
uneinheitliche Entwicklung spiegelt gemäss der Mitteilung einerseits die regional
unterschiedliche Erholungstendenz der Wirtschaft, anderseits aber auch die
föderalistische Regelung der Sozialhilfe. Die neuen Richtlinien der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) zur Bemessung der Sozialhilfe würden nicht in allen
Kantonen gleich umgesetzt. In den meisten der Städte stiegen allerdings die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI
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Nettokosten pro Fall gegenüber 2005 erneut. Sie betrugen nun durchschnittlich knapp
11'000 Fr. Die Gründe dafür seine vielfältig, hiess es. Einer davon sei der zunehmende
Beratungs- und Betreuungsaufwand, unter anderem für die Arbeitsintegration, ein
anderer die sinkende Rückerstattung aus den Sozialversicherungen. 4

1) Presse vom 14.5. und 22.10.92; 7A, 15.5. und 10.9.92; BZ, 19.8.92; LNN, 23.10.92.
2) Presse vom 4.7.00.
3) Presse vom 7.5. und 19.6.02. Armut ist weltweit in erster Linie ein Problem der Städte. In Genf wurde deshalb im April der
Sitz des „internationalen Solidaritätsfonds der Städte gegen Armut“ eröffnet. Der von Genf, Lyon (Frankreich) und Bamako
(Mali) intiierte Fonds will die Zusammenarbeit zwischen den Städten verbessern, um so eine gezielte Armutsbekämpfung zu
ermöglichen (AZ, 12.4.02).
4) Presse vom 3.7.07.
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